
Westliche Freiheit
I. Das Gesetz der Alliierten Hohen Kommission vom 25. November 1949

Von Rechtsanwalt Dr. F. K. K a u l

Die im Widerspruch mit dem Übereinkommen von 
Potsdam durch die Westalliierten erzwungene Grün­
dung der Bonner „Bundesrepublik“ wurde der west­
deutschen Bevölkerung durch die Zusicherung versüßt, 
daß mit Schaffung dieses separatistischen Gebildes die 
Zeit der Eingriffe der westlichen Besatzungsmächte in 
das deutsche öffentliche Leben beendet sei. Das soge­
nannte „Besatzungsstatut“ sollte die bislang unbegrenz­
ten Rechte der Besatzungsmächte beschränken und 
damit der deutschen Bevölkerung die Möglichkeit geben, 
ohne fremde Einflußnahme auf der Grundlage des soge­
nannten „Grundgesetzes“ Herr im eigenen Hause zu 
sein. Wie es mit dieser „Souveränität“ Westdeutschlands 
in praxi aussieht, mögen die nachfolgenden Betrach­
tungen erweisen.

Der auf Grund des Besatzungsstatuts an Stelle der 
einzelnen westalliierten Militärregierungen geschaf­
fenen „Alliierten Hohen Kommission“ steht nach wie 
vor — unabhängig von der Gesetzgebungskompetenz 
der Länder und des „Bundes“ — das Recht zu, Gesetze 
für das ganze Bundesgebiet zu erlassen. Zwar soll sich 
die Gesetzgebungskompetenz der Alliierten Hohen 
Kommission den Bestimmungen des Besatzungsstatuts 
entsprechend nur auf den Interessenschutz der Be­
satzungsmächte beschränken. Doch es kommt nur auf 
die Formulierungen an, um diese Beschränkung prak­
tisch zu beseitigen.

So hat am 25. November 1949 der Rat der Alliierten 
Hohen Kommission ein Gesetz erlassen, das die Über­
schrift trägt „Gesetz über strafbare Handlungen gegen 
die Interessen der Besatzung“. Prüft man die einzelnen 
Bestimmungen dieses Gesetzes, so muß man zu seinem 
Erstaunen feststellen, daß praktisch von ihm jede 
Lebensregung der deutschen Bevölkerung erfaßt wird.

Artikel I des Gesetzes schafft fünf Tatbestände, die 
„mit dem Tode oder mit einer Freiheitsstrafe, für die 
kein Höchstmaß besteht, unter Einschluß lebensläng­
licher Freiheitsstrafe, und mit einer Geldstrafe bis zu 
500 000 DM“ bedroht werden. Die Tatbestände der 
Ziff. 1, 4 und 5 interessieren in diesem Zusammenhang 
weniger, obwohl sie zeigen, daß die westalliierten 
Menschheitsbeglücker kein Erbarmen kennen, wenn 
ihre eigene Sicherheit auch nur im entferntesten be­
droht wird. Es handelt sich hier um Spionage (Art. I 
Ziff. 1), Angriff oder Widerstand gegen alliierte Streit­
kräfte (Art. I Ziff. 4), und schließlich um Tötung oder 
schwere körperliche Verletzung eines Angehörigen der 
alliierten Streitkräfte (Art. I Ziff. 5). Dabei ist, was 
bereits hier erwähnt werden soll, in allen Fällen des 
Gesetzes nach Art. V Ziff. 8 „der Versuch in gleicher 
Weise strafbar wie die vollendete Handlung“.

Wesentlich bedeutungsvoller für die Einengung jeder 
deutschen Lebensregung sind die Tatbestände der Ziff. 2 
und 3 des Art. I des Gesetzes. Ziff. 2 droht die oben er­
wähnten unbegrenzten Lebens- und Freiheitsstrafen 
für den an, der „unbefugt Nachrichten übermittelt, die 
geeignet sind, die Sicherheit oder das Vermögen der 
alliierten Streitkräfte zu gefährden, oder wenn er in 
den Besitz solcher Nachrichten gelangt, die Kenntnis 
dieser Nachrichten für sich behält, ohne sie unverzüglich 
an die Besatzungsmächte weiterzugeben“. Die unbe­
stimmte Formulierung dieser Vorschrift bringt es mit 
sich, daß bereits jede Unterhaltung über Handlungen 
oder Geschäftsgebahren der Besatzungsmacht zu einer 
Anklage wegen eines mit dem Tode bedrohten Ver­
brechens führen kann. Denn dem anglikanischen Recht 
entsprechend ist Voraussetzung für die Verwirklichung 
des Tatbestandes nicht etwa das Vorliegen subjektiver 
Tatbestandsmerkmale. Es ist daher völlig bedeutungs­
los, ob der Täter bei der Nachrichtenübermittlung die 
Absicht oder auch nur den Vorsatz gehabt hat, Sicherheit 
oder Vermögen der Alliierten zu gefährden. Die Nach­
richtenübermittlung als solche genügt. Praktisch wird 
dadurch jede auch noch so berechtigte Kritik der deut­
schen Bevölkerung an dem Verhalten der alliierten Be­
satzungsmächte mit der Todesstrafe bedroht.

Nicht anders ist es mit dem Tatbestand, der in Ziff. 3 
festgelegt ist. Hier wird kurz und bündig mit der Todes­
strafe bedroht, „wer Sabotage begeht“. Im Gegensatz 
zu der sonst üblichen anglikanischen Gesetzestechnik 
verzichtet das Gesetz auf Definition und sagt ins­
besondere nichts darüber aus, daß die Strafbarkeit 
wegen Sabotage eine g e w a l t s a m e  Verhinderung 
der Durchführung alliierter Forderungen verlangt. So 
kann z. B. schon der Versuch, der von den französischen 
Besatzungsbehörden im deutschen Besatzungsgebiet 
eifervoll betriebenen Zwangsanwerbung für die 
Fremdenlegion entgegenzuwirken, nach dem Wortlaut 
des Art. I Ziff. 3 mit dem Tode bestraft werden.

Artikel II des Gesetzes schafft gleichfalls fünf Tat­
bestände, deren Verwirklichung „mit einer Freiheits­
strafe bis zu 10 Jahren und mit einer Geldstrafe bis zu 
50 000 Mark“ bedroht ist. Hier feiert die Unbestimmt­
heit der Tatbestandsmerkmale geradezu Orgien. Nach 
Art. II Ziff. 1 ist so zu bestrafen, wer „sich bemüht, un­
befugt Nachrichten zu erhalten, deren Weitergabe v o r ­
a u s s i c h t l i c h  die Sicherheit oder die Interessen der 
Besatzungsbehörden oder Besatzungsstreitkräfte be­
einträchtigen würden“. Da, wie <erwähnt, nach Art. V 
Ziff. 8 der Versuch in gleicher Weise strafbar ist wie die 
Vollendung, hat also z. B. ein Reporter, der die Frau 
eines Taxifahrers, der von amerikanischen Soldaten 
überfallen wurde, telephonisch anruft, um von ihr 
Näheres über den Gangsterstreich zu erfahren, den 
Tatbestand des Art. II Ziff. 1 selbst dann verwirklicht, 
wenn er keinen Anschluß bekommt. Denn er hat ver­
sucht, sich zu bemühen, eine Nachricht zu erhalten, 
deren Weitergabe die Interessen der Besatzungsmacht 
möglicherweise gefährden kann.

Ziff. 2 des Art. II schafft den Tatbestand der „Auf­
reizung zu öffentlichen Unruhen“ und stellt u. a. unter 
Strafe die Teilnahme an einer öffentlichen Versamm­
lung, die „zum Nachteil der Alliierten Streitkräfte ab­
gehalten“ wird. Wieder bleibt es der Phantasie über­
lassen, festzustellen, wann eine öffentliche Versamm­
lung zum Nachteil der Westalliierten abgehalten wird. 
Ist das der Fall, wenn eine Personenmenge die Frage 
des Abzuges der Besatzungsmächte und die Wiederher­
stellung der Einheit Deutschlands diskutiert? Oder 
wird lediglich die Debatte über die völkerrechtswidrige 
Pressung junger Deutscher zum militärischen Dienst im 
schmutzigen Krieg in Vietnam als für die Alliierten 
nachteilig angesehen? Der in Ziff. 3 des Art. II umrissene 
Tatbestand legt sich in dieser Beziehung nun über­
haupt keine Beschränkungen mehr auf. Hier wird eine 
Generalklausel, die auf jede Äußerung, jede Hand­
bewegung paßt, geschaffen: Strafbar ist, wer „sich einer 
Handlung oder eines Verhaltens schuldig macht, wo­
durch ein den Interessen der alliierten Streitkräfte 
feindliche Person, Gruppe oder Regierung gefördert 
wird“. Da weder die USA noch England und Frankreich 
sich in einem Kriegszustand mit irgendeiner fremden 
Macht befinden, ist schlechterdings unverständlich, was 
mit einiger Präzision als „feindliche Gruppe oder Re­
gierung“ verstanden werden kann. Formal könnte hier­
nach jede Darlehnshingabe an eine Person, die den nur 
zu verständlichen Wunsch: Go home! geäußert hat, als 
Verwirklichung des Tatbestandes des Art. II Ziff. 3 an­
gesehen werden. Oder hat man hier einmal die Hinter­
gründe und Ziele des kalten Krieges enthüllt? Ziff. 4 
des Art. II, nach der der Diebstahl an alliiertem Ver­
mögen und Ziff. 5, nach der die Fälschung von Zahl­
gutscheinen der Besatzungsmächte bestraft wird, sollen 
nur der Vollständigkeit halber erwähnt werden.

Art. III des Gesetzes schafft insgesamt dreizehn Tat­
bestände, die „mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren 
und mit einer Geldstrafe bis zu 25 000 DM“ bedroht 
werden. Unter Strafe gestellt ist hier zunächst die leichte 
Körperverletzung eines Besatzungsangehörigen (Ziff. 1); 
die unbefugte Benutzung eines von den Besatzungs­
behörden ausgestellten Ausweises usw. (Ziff. 2) und 
dessen fälschliche Anfertigung (Ziff. 3); unbefugte An­
maßung von Befugnissen der Besatzungsbehörden 
(Ziff. 4). Bedeutungsvoll für die Beschränkung der deut-

167


